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UN-RES A/66/462/Add.2, UN-RES 43/225, UN-A/RES/66/164, UN-Res A/ 66/462/ Add. 2 

UN-A/RES/53/144, UN-A/RES/53/625/Add. 2, UN-DOC A/C.5/43/18 sowie 

UN-Resolution A/RES/217, UN-Doc. 217/A-(III) 56/83 zu ILC gemäß Art. 73 UN-Charta 

 

 

 

Auf Grund vertragwidriges Verhalten im öffentlichen Recht besteht nach Art. 20 GG in 

Verbindung mit §§ 13-15 SGB im sozialen Bundesstaat 

 

gemäß Art. 25 GG nach natürlich-völkerrechtlichem Vertrag  

Art. 1, 125, 127 im Vertrag 0.518.42 genfer Abkommen 

Art. 1, 142, 144  im Vertrag 0.518.51 genfer Abkommen 

 

pflichtgemäßer Anspruch auf Auskunft- und Beratung zur Aufklärungspflicht mit Doppelver-

pflichtung. Es geht um Kettenpflichtverletzungen in Berlin, die bis zum 09.10.2015 von der jP. 

Stadt Berlin zu beantworten war. 

 

Gibt es Bürger  oder Staatsbürger in Berlin?   

Gibt es Grundrecht berechtigte und fähige Behörden sowie Bedienstete in Berlin?  

Ist die Stadt Berlin Grundrecht berechtigt oder fähig? 

Ist das Polizeigesetz in Berlin auf Menschen anwendbar?    

Wo steht das Wort Mensch im berliner Polizeigesetz – Geltungsbereich im Zitiergebot? 
 

Die jP. Stadt Berlin behauptet Bürger zu haben, obwohl die Staatsangehörigkeit auf Bundesebene 

nur die juristischen Personen als Bundes- und Verbandskörperschaften  verwalten kann. Zwangs-

personalkörperschaften sind nach Art. 20 II AEMR völkerrechtlich verboten. 
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Da die jP. Stadt Berlin weder einen rechtmittelfähigen Bescheid erlassen hat und konnte und 

diverse Gesetze gegen Menschen in der nicht reduzierbaren Komplexität mit Hilfe der jP. Polizei 

gewaltsam angewandt werden, ist die Beantwortung der Anfrage eine Pflichthandlung. Wir 

beabsichtigen eine Sammelklage einzureichen, ob  

 

die jP. Stadt Berlin, die jP. Polizei Berlin und jP. Bundespolizei Grundrecht berechtigt ist 

sowie, 

ob das berliner Polizeigesetz und das Bundespolizeigesetz das Wort Mensch beinhaltet. 

 

Da es sich zur Zeit noch um eine allgemeine Auskunft handelt, bedürfen offenkundige Tatsachen 

keinen weiteren Beweis. Im Rahmen des Stillschweigens der jP. Stadt Berlin ist die arglistig-

heimtückische Lüge zu unterbinden, damit zukünftig keine Gewalt von jP. Polizei auf Menschen 

verübt werden kann. Die Pflicht zur Auskunft ist von der jP. Verwaltungsgericht von Amts wegen 

zu erfüllen, denn insbesondere muß die jP. Verwaltungsgericht die Grundrechtfähigkeit kennen!  

 

Wir werden in den nächsten Tagen eine Obligation in Höhe von  

 

100 Mrd. Euro, 100.000.000.000,00 €uro 

 

an die jP. Stadt Berlin und jP. Organisationen selbstschuldnerisch und sofort vollstreckbar nach 

§§ 170, 173, § 882a ZPO verschreiben, da sie außerhalb ihrer eigenen Gesetze das öffentliche 

Recht gewaltsam gegen die Präambel und Grundrecht brechen und die absolut kategorische Frist 

abgelaufen ist. Beachten sie bitte, daß die jP. SÜRMELI Grundrecht berechtigt ist, wie der 

Inhaber und Urheber des Recht zu Recht! 

 

 

 

 

 

 

Botschaft zu Recht als Botschafter im Heiligen Recht der Garantenpflicht gerichtet, 

Ich, 13.10.2015 mustafa-selim von Amasya– ganzheitlich geistiglebediGener Mensch – 

 ganzheitlicher Rechtträger im Rat der Weisen- ein kategorisches Zeichen der Vernunft 

 

Grundrecht-Pflichtanerkennung 

 unzweifelhafte  Unterwerfung der 47 jP. Mitgliedsstaaten des Europarates durch 

Erkennung in öffentlicher Feststellung ECHR 75529/01 
 (Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 25 Grundgesetz, Art. 53 EMRK, Art. 6 EGBGB) 
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